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Zu einigen Besonderheiten des ehelichen Güterrechts - Veränderungen zum 01.09.2009
Rechtsanwalt Privatdozent Dr. Peter Finger, Fachanwalt für Familienrecht, Frankfurt am Main
Seit dem 1.2.2009 gelten neue Regeln für den Ausgleich des ehelichen Zugewinns. Nun wird ein Ehegatte an der Tilgung der Schulden des anderen im Verlauf der Ehe beteiligt, die so seinen Anspruch beeinflussen kann. Dabei sollte negatives Anfangsvermögen wie der positive Bestand indexiert werden, um ausgewogene Ergebnisse zu erzielen. Werden Verbindlichkeiten zu Beginn berücksichtigt, sind Folgerungen für das Zurechnungsvermögen (ebenfalls § 1374 III BGB) und das Endvermögen naheliegend. Verluste seines Partners muss der Anspruchsteller dagegen nicht mittragen, kein negativer Zugewinn. Einbußen beim Verpflichteten nach der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages haben keine Auswirkungen mehr, vgl. §§ 1378 II (3. Stichtag), 1384 BGB. Andere Eigentümlichkeiten bestehen wie früher fort. Zuwendungen unter Ehegatten führen nicht zu § 1374 II BGB, privilegiertes Anfangsvermögen, wenn die Parteien nicht besondere Ergebnisse für sich durch vertragliche Vereinbarung festlegen. Zugewinn- und Versorgungsausgleich sind zeitlich nicht aufeinander abgestimmt; so können sich Lücken ergeben. Güterrechtliche Absprachen können aus sonstigen Bindungen befreien, etwa im Erbrecht, Güterstandsschaukel. Europarechtlich begründete internationale Zuständigkeiten im Scheidungsverfahren können dem Antragsteller (auch) den Zugriff auf ein für ihn "günstigeres Recht" in der Sache erlauben, ohne dass sich der andere Teil zur Wehr setzen könnte. 
I. Einleitung

Mit dem 1.9.2009 ist neben dem FamFG und dem VersAusglG das Gesetz zur Reform des Zugewinnausgleichs in Kraft getreten, Vorentwürfe BT-Drucks. 16/10798 (RefE v. 6.1.2008), das anders als die genannten Neuregelungen zum Verfahrensrecht und zum Versorgungsausgleich allerdings keine umfassenden Veränderungen bringt, sondern im bisherigen Rahmen bleibt und eher (als solche empfundene) "Gerechtigkeitsdefizite" ausgleichen und Schieflagen beseitigen will, insbesondere durch den rechnerischen Einbezug in der Ehe getilgter Verbindlichkeiten, weil nach den früheren Vorschriften der Gatte, der in ihrem Verlauf vielleicht sogar mit tatkräftiger Unterstützung seines Partners Schulden zurückführen, aber keinen positiven Bestand erwirtschaften konnte, deutliche Vorteile erzielte, denn er konnte seine "Gewinne" für sich behalten und musste sie nicht mit dem anderen teilen. Bei Einleitung des Verfahrens vor dem maßgeblichen Stichtag (1.9.2009) spielt § 1374 III BGB n.F. (allerdings) keine Rolle, so dass die Berechnung des Zugewinns jedenfalls nach den früheren Vorschriften zu erfolgen hat, Art. 229 § 20 II EGBGB, aber die Fristen sind durchgängig abgelaufen. Sonst gilt Art. 111 FGG-ReformG mit dem weiteren Stichtag zum 1.9.2010, Art. 111 V FGG-ReformG für Verbundsachen mit Versorgungsausgleich, dazu etwa Büte, FuR 2010, 653, 656 f.
II. Besonderheiten des "neuen" ehelichen Güterrechts

1. Wie bisher ist die Einbeziehung mancher Vermögenspositionen in den Zugewinnausgleich fragwürdig, weil der andere Ehegatte bei Scheidung oder Aufhebung der Ehe so über seinen Ausgleichsanspruch für sie beteiligt wird. Dabei steht allerdings weniger der Lottogewinn im Vordergrund, denn dabei ist wie für andere "zufälligen" und damit unverdiente Erwerbvorgänge jede Lösung ebenfalls zufällig, sondern vor allem das Schmerzensgeld.

M. erleidet einen Motorradunfall und verliert sein rechtes Bein und seinen linken Arm. Vom Schädiger bzw. dessen Versicherung erhält er zum Ausgleich 170.000,00 Euro; dieses Geld legt er zum weiteren Verbrauch an. 16 Monate später stellt seine Frau Eva Scheidungsantrag; den noch vorhandenen "Rest" muss er mit ihr teilen.

§ 1381 BGB (Ausschluss des Zugewinns wegen grober Unbilligkeit) wird kaum helfen, weil die Bestimmung im Einzelfall wertet und dabei (auch) auf das Verhalten der Beteiligten abstellt, aber kaum geeignet ist, strukturelle Mängel auszugleichen, zum Ganzen Büte, FF 2010, 279, 289. 
2. Negatives Anfangsvermögen

Nach § 1374 I BGB ist Anfangsvermögen "das Vermögen, das einem Ehegatten nach Abzug der Verbindlichkeiten beim Eintritt des Güterstandes gehört"; diese können nach der Neufassung "über die Höhe des Vermögens hinaus" abgezogen werden, § 1374 III BGB.

M. (wie die anderen Beispiele weitgehend angelehnt an BT-Drucks. 16/10798 S. 16 ff.) hat bei der Eheschließung 30.000,00 Euro Schulden. Im weiteren Verlauf erzielt er einen Vermögenszuwachs von 50.000,00 Euro, so dass sich sein Endvermögen bei Zustellung des Scheidungsantrages von F. auf 20.000,00 Euro beläuft. F. war schuldenfrei und hat nun einen Endbestand von 50.000,00 Euro. Altes Recht: Zugewinn M. 20.000,00 Euro, nicht etwa 50.000,00 Euro, Zugewinn F. 50.000,00 Euro, Differenz 30.000,00 Euro : 2 = 15.000,00 Euro für M. Neues Recht: Zugewinn M. 50.000,00 Euro, Zugewinn F. ebenfalls 50.000,00 Euro, also kein ausgleichspflichtiger Überschuss bei F., obwohl sie über eigenes Vermögen von 50.000,00 Euro verfügt und M. nur über 20.000,00 Euro. Hat M. bei der Heirat 200.000,00 Euro Schulden und bei Zustellung des Scheidungsantrages 100.000,00 Euro (positives Endvermögen), beläuft sich sein Zugewinn nach "neuem Recht" auf 300.000,00 Euro. Kann F. während der Ehe einen Zugewinn von 100.000,00 Euro erzielen, hätte sie nach früherem Recht nichts bekommen, während sie nun einen Anspruch von 100.000,00 Euro hat. M. muss zum Ausgleich der Forderungen seiner Frau seinen gesamten Bestand einsetzen, da die zunächst vorgesehene Kappungsgrenze dann nicht verwirklicht ist (nach ihr sollte die Ausgleichspflicht sollte auf höchstens 50 % des vorhandenen Vermögens begrenzt werden).
3. Negatives Zurechnungsvermögen
Späterer Vermögenserwerb nach § 1374 II BGB wird dem Anfangsvermögen hinzugerechnet ("privilegiert") und so aus dem güterrechtlichen Ausgleich ausgeschieden, während Wertsteigerungen auch insoweit einbezogen sind und für sich Ansprüche des anderen Ehegatten auslösen können. Verbindlichkeiten sind wie sonst "über die Höhe des Vermögens abzuziehen", § 1374 III BGB.
M. verfügt bei der Eheschließung über Vermögen in Höhe von 80.000,00 Euro; sein Endvermögen beläuft sich auf 120.000,00 Euro. Während der Ehe stirbt seine Mutter, die  Schulden in Höhe von 60.000,00 Euro hinterlässt. M. schlägt nicht aus, sondern tritt das Erbe an. Sein Endvermögen sinkt damit auf 60.000,00 Euro (120.000,00 Euro - 60.000,00 Euro); sein Anfangsvermögen wäre nach früherem Recht bei 80.000,00 Euro geblieben, aber immer schon haben manche die Dinge anders gesehen, so dass er keinen Zugewinn erzielt hätte. Anfangsvermögen F. 0,00 Euro, Endvermögen F. 10.000,00 Euro, Ausgleichsanspruch für M. 5.000,00 Euro, vgl. zu Einzelheiten Henjes, Das neue Güterrecht, Rz. 310. Nach § 1374 III n.F. vermindert sich nicht nur sein Endvermögen um 60.000,00 Euro, sondern auch sein Anfangsvermögen, macht also 20.000,00 Euro aus, dem 60.000,00 Euro an Endvermögen gegenüberstehen, Zugewinn M. 40.000,00 Euro, Zugewinn F. 10.000,00 Euro, Anspruch F. 30.000,00 Euro : 2 = 15.000,00 Euro.
So wird, so lautet der wohl wichtigste Einwand gegen die "neuen Ergebnisse", die besondere Verantwortung des Erben für einen ihm nachstehenden Erblasser, dessen Schulden er übernimmt, mit finanziellen Nachteilen bei der Abrechnung gegenüber dem anderen Ehegatten belegt. Aber "Pietät" fällt auch besonders leicht, wenn der Partner bei der Scheidung der Ehe zumindest teilweise für die Verluste einstehen und sie mittragen muss.

4. Zuwendungen unter den Eheleuten

§ 1374 II BGB gilt nicht, wenn ein Ehegatte dem anderen während der Ehe und vielleicht sogar mit Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht Vermögenswerte zuwendet, dazu zuletzt BGH, JZ 2011, 106 mit Anm. Wellenhofer. Bei der Scheidung wird der Erwerb vielmehr wie sonst in die Ausgleichsbilanz eingestellt und abgerechnet, wenn sich der Empfänger nicht rechtzeitig mit dem anderen durch vertragliche Ausschlussklauseln abgesichert hat. 
M. schenkt seiner Frau F. nach der Heirat seinen hälftigen Miteigentumsanteil am Anwesen, das beide bewohnen; bisher war er alleiniger Eigentümer, Wert 400.000,00 Euro. Die Ehe scheitert. AV M. 400.000,00 Euro, EV 200.000,00 Euro; AV F. 0,00 Euro, EV 200.000,00 Euro, Zugewinn F. 200.000,00 Euro, Ausgleichsanspruch für M. 100.000,00 Euro, zu Einzelheiten Palandt/Brudermüller, § 1374 BGB Rz. 15. Dieses Ergebnis wird F. (eher) überraschen; meist will auch M. eine endgültige Übertragung, so dass sich folgende Regelung empfiehlt: "Die Eheleute (M. und F.) sind sich darüber einig, dass die Zuwendung des hälftigen Miteigentumsanteils am Anwesen Z. an die Ehefrau bei Scheitern der Ehe keine güterrechtlichen Ausgleichsansprüche für M. auslösen soll, sondern bei ihr verbleibt. F. nimmt die entsprechende Verzichterklärung ihres Mannes (M.) an".
5. Negatives Endvermögen

Endvermögen "ist das Vermögen, das einem Ehegatten nach Abzug der Verbindlichkeiten bei der Beendigung des Güterstandes gehört", § 1375 I 1 BGB n.F. "Verbindlichkeiten sind über die Höhe des Vermögens abzuziehen", § 1375 I 2 BGB. Ausgleichsansprüche des anderen Gatten setzen allerdings nach wie vor einen positiven Endbestand voraus; § 1375 I 2 BGB regelt damit allein die Schuldentilgung während der Ehe bei fortbestehenden Belastungen und "echtem" Zugewinn des Partners.

M. hat im Anfangsvermögen 200.000,00 Euro, aber am Ende der Ehezeit immer noch 100.000,00 Euro Schulden, (rechnerischer) Zugewinn also 100.000,00 Euro. F. ist bei der Eheschließung schuldenfrei und hat 100.000,00 Euro Endvermögen, Zugewinn bei ihr ebenfalls 100.000,00 Euro. Altes Recht: M. kann 50.000,00 Euro von F. fordern (100.000,00 Euro für F. : 2), während er nach neuem Recht nichts bekommt (hat er 5.000,00 Euro Vermögen, muss er 5.000,00 Euro an F. zahlen, Zugewinn bei ihm insgesamt 205.000,00 Euro).
6. Indexierung negativen Anfangsvermögens

Um die Anfangsbestände mit den Werten am Ende der Ehezeit vergleichen zu können und so unechte Wertsteigerungen durch Geldwertverluste aus dem Zugewinn auszuscheiden, hat eine Umrechnung mit den jeweiligen Indexwerten zu erfolgen, also Anfangsvermögen x Verbraucherpreisindex z. Zt. der Beendigung des Güterstandes : Verbraucherpreisindex damals, Palandt/Brudermüller, § 1375 BGB Rz. 26.

M. hat ein Anfangsvermögen (1987) von 100.000,00 Euro. Sein Endvermögen macht 300.000,00 Euro (2010) aus, Indexzahlen 1987 70, 2009 107, also 100.000,00 Euro x 107 : 70 = 152.857,14 Euro; der rechtlich maßgebliche Zugewinn von 300.000,00 Euro ist um 152.857,14 Euro zu "kürzen", so dass im Ergebnis 147.142,86 Euro für die Abrechnung verbleiben, nicht etwa 200.000,00 Euro.

Ob auch der Abbau von Schulden in dieser Form umzurechnen ist, ist nach wie vor heftig umstritten. Tilgt M. Verbindlichkeiten (1987) mit 100.000,00 Euro während der Ehezeit, hat er 2009 "tatsächlich" 152.857,14 Euro zurückgeführt, denn mit diesen Werten war er aus späterer Sicht 1987 belastet. Unerheblich bleibt, dass die Rückzahlung durchgängig nicht in einem Betrag erfolgt (ist), sondern langsam und vielleicht sogar nach einem festen Tilgungsplan. Entscheidend ist allein der endgültige Zufluss, also die Entlastung für M., denn auch beim Zuerwerb ist nicht der jeweilige "Stichtag" entscheidend, soweit nicht gerade die Voraussetzungen aus § 1374 II BGB erfüllt sind, zur Indexierung des negativen Anfangsvermögens Gutdeutsch, FPR 2009, 277; Büte, NJW 2009, 2776, 2777; Borth, FamRZ 2009, 261 und Kogel, NJW 2010, 2025. Sicherlich werden Schulden "nominal" zurückgezahlt, Götsche, ZfE 2009, 404; aber wirtschaftlich ist der "Gewinn" für den Verpflichteten eben höher, da er, wenn er den gesamten Betrag heute ausgleichen müsste, den vollen Gegenwert aufzubringen hätte, im Beispiel also 142.857,40 Euro. 
7. Negativer Zugewinn

Auch nach den Änderungen zum 1.09.2009 werden über den Zugewinn keine Verluste verteilt, die ein Ehegatte während der Ehe erleidet, so aber Braeuer, FamRZ 2010, 1614, entschieden a.A. Kogel, FamRZ 2010, 2036.

M. hat ein Anfangsvermögen von 500.000,00 Euro, am Ende der Ehe aber nichts mehr, Verlust bei ihm 500.000,00 Euro. F. hat dagegen ein Vermögen von 500.000,00 Euro erwirtschaftet, Zugewinn für sie 500.000,00 Euro, Forderung M. 250.000,00 Euro (Braeuer, FamRZ 2010, 1614, 1616: 500.000,00 Euro unter Hinweis auf § 1377 III BGB).
Aber diese Bestimmung hat nur technische Bedeutung und soll dem Antragsteller bei der Beweisführung helfen ("Ist kein Verzeichnis aufgenommen, wird vermutet, dass das Endvermögen eines Ehegatten seinen Zugewinn darstellt"), ohne dass sie weitergehende, materielle Folgen auslöst, so auch Kogel, FamRZ 2010, 2036, 2038.

8. §§ 1378 II, 1384 BGB

Nach § 1378 II BGB a.F. konnte sich der Anspruchsgegner darauf berufen, dass sich die mit der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages berechnete Forderung auf Zugewinnausgleich bis zur rechtlichen Beendigung des Güterstandes, im Scheidungsverfahren also erst bei Rechtskraft des Urteils/des Beschlusses, nachträglich zu seinem Vorteil veränderte oder vielleicht sogar gänzlich wegfiel, dritter Stichtag, wobei allenfalls über verfahrensrechtliche Einzelheiten gestritten wurde (Rechtsmittel, falls statthaft, oder Vollstreckungsgegenklage).

M. verfügte bei Zustellung des Scheidungsantrages über ein Vermögen von 250.000,00 Euro. Der Rechtsstreit dauerte lange, und drei Jahre und neun Monate später waren alle Werte bei M. aufgebraucht. Dann schuldete er nichts mehr, eine - zugegeben - wenig überzeugende Lösung, die so immer wieder beklagt wurde. Nicht einmal Geschäfte nach § 1375 BGB - illoyale Vermögensverfügungen - führten zur sonst üblichen Zurechnung der weggegebenen Werte oder zur Haftung des Leistungsempfängers, denn Maßstäbe der ehelichen Verantwortung ("Solidarität") galten nach Anhängigkeit der Sache bei Gericht nicht fort. Allenfalls konnte § 242 BGB den Schaden mindern bzw. ausgleichen.
Nach neuem Recht wird die Ausgleichsforderung nicht mehr nur auf den Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages berechnet, sondern auch in ihrer Höhe bestimmt, § 1384 BGB, selbst wenn sie wie bisher erst mit der Beendigung des Güterstandes entsteht, wichtig etwa für ihre Übertragbar- oder Vererblichkeit und ihre Verzinsung. Nicht einmal unverschuldete Verluste führen zur Entlastung des Ausgleichsschuldners, vgl. Kogel, FF 2009, 572 und Büte, FF 2010, 279, 289 unter Hinweis auf §§ 1381, 242 BGB, Finger, JR 2010, 369. Bisher hat jedenfalls, so wäre der Gegenschluss, noch niemand ernsthaft erwogen, den anderen Gatten an späteren Gewinnen des Ausgleichsschuldners zu beteiligen.
9. Berechnungszeitpunkt Zugewinn - Versorgungsausgleich

Für den Ausgleich des Zugewinns wird der maßgebliche Endbestand mit der Zustellung des Scheidungsantrages festgelegt. Beim Versorgungsausgleich wird dagegen der letzte Tag des Monats entscheidend, der der Zustellung vorausgeht. So tun sich Lücken auf.
M. unterhält eine Kapitallebensversicherung mit einem Wert von 400.000,00 Euro; vorbehalten hat er sich für sie die Umwandlung in eine Rentenversicherung. Die Ehe mit F. scheitert. Sein Scheidungsantrag (Eingang bei Gericht 24.02.) wird F. am 15.3. zugestellt. Zum 4.3. übt er sein Wahlrecht aus, so dass die Versicherung nun "auf Rentenbasis" geführt wird. Damit ist bei ihm am 15.3. kein Vermögenswert (mehr) vorhanden, der dem Zugewinnausgleich unterliegen könnte. Aber auch beim Versorgungsausgleich scheitert die Abrechnung, weil der Wert (Versorgungsanwartschaft) am 24.2. so "noch nicht" vorhanden war, Beispiel nachgebildet Kogel, Strategien zum Zugewinnausgleich, 3. Aufl. 2009, Rz. 631 - sein Vorschlag: § 242 BGB, vgl. nun OLG Brandenburg, NJW 2011, 539 mit Hinweis auf § 27 Vers​AusglG - grobe Unbilligkeit, denn der ausgleichspflichtige Teil habe dem Ausgleichsberechtigten ein Anrecht "entzogen", das "an sich" hätte berücksichtigt werden müssen.

10. Güterstandsschaukel

M. und F. haben ihre Erbfolge durch Berliner Testament geordnet. Schlusserben sollen die Kinder Steffi, geb. 2004, und Alexandra, geb. 2001, sein. 2008 verstirbt F.; Wiederverheiratungsklauseln fehlen. M. heiratet 2009 erneut; aus dieser Ehe geht Klaus hervor, geb. 2010. M. kann F.2 erbrechtlich nicht mehr abweichend von den ursprünglichen Anordnungen im Testament mit F. bedenken, soweit die Nachfolge nach F. erfasst ist; F.2 ginge insoweit leer aus, wenn M. stirbt. Den Weg aus § 2280 BGB - Anfechtung wegen weiterer Pflichtteilsberechtigter; F.2 und Klaus können ebenfalls anfechten, sind aber ausgeschlossen, wenn M. die maßgebliche Frist verstreichen lässt, § 2285 BGB - möchte M. nicht gehen, denn dann müsste er das ihm nach F. angefallene Vermögen herausgeben bzw. mit den anderen Erben beim damaligen Erbfall teilen.
Für lebzeitige Geschäfte für M. gilt § 2286 BGB. Bei unentgeltlichen Zuwendungen an F.2 oder Klaus ist § 2287 BGB zu beachten, denn diese sind nur rechtsbeständig gegenüber Steffi und Alexandra, wenn M. sich auf ein besonderes, lebzeitiges Eigeninteresse berufen könnte, vgl. dazu die Nachw. bei Palandt/Weidlich, § 2287 BGB Rz. 7. Um sicher zu gehen, vereinbart er daher mit F.2 nach einigen Jahren Ehezeit Gütertrennung, um Ausgleichsforderungen aus Zugewinn für sie auszulösen (wenn die Verhältnisse so sind), und wechselt später mit ihr wieder in den gesetzlichen Güterstand, um dann noch einmal (oder mehrmals) Gütertrennung herzustellen, Güterstandsschaukel, dazu Kogel, Rz. 13 und BFH, NJW 2005, 3663, keine Schenkung/keine Schenkungssteuer, da den Parteien kein Gestaltungsmissbrauch vorzuwerfen ist, wenn sie tatsächlich den güterrechtlichen Wechsel beabsichtigen; die Bewertung fällt dagegen anders aus, wenn sie diese Folgen in der Sache von vornherein nicht beabsichtigen, sondern nur die güterrechtlichen Forderung für sich festlegen wollen, ohne den Güterstand in der Rechtsnorm selbst zu wechseln, fliegende Güterstandsschaukel.
11. Auslandsbezug - insbesondere: versteckte Rückverweisung

§ 98 FamFG legt die Voraussetzungen für die internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte in Ehesachen, insbesondere für Scheidungs- und Scheidungsfolgesachen und den Verfahrensverbund nach unseren Vorstellungen fest. Allerdings ist diese Bestimmung für Deutschland praktisch verdrängt durch die Regeln der VO Nr. 2201/2003. Nach Art. 3 I a) 5. Spiegelstrich kann der Antragsteller sein Verfahren bei den Gerichten des Mitgliedstaates führen, in dem er sich seit mindestens einem Jahr unmittelbar vor der Antragstellung gewöhnlich aufgehalten hat, wobei sich diese Zeit auf sechs Monate verkürzt, wenn er Staatsangehöriger dieses Staates ist. Wird nach dortigem IPR eigenes Sachrecht etwa über den gemeinsamen oder letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt der Eheleute maßgeblich oder aus der lex fori entwickelt, kann der Ehegatte, der das Verfahren einleitet, für sich bessere Ergebnisse erzielen (wenn das so ist) und misslichen Folgen des sonst anwendbaren Rechts zur herben Enttäuschung des anderen ausweichen.

Peter ist mit Karin verheiratet, beide dt. Staatsangehörige; sie leben seit drei Jahren in London, so dass Peter wie Karin Scheidungsantrag auch (vgl. Art. 3 I b) VO Nr. 2201/2003) in England stellen kann, zu ausländischen Eheverträgen und ihren rechtlichen Wirkungen dort vgl. nun Sanders, NJW 2011, 182. Englische Gerichte ziehen, wenn sie zuständig sind, ihr eigenes Recht heran. Dann hat Peter (Einzelheiten muss er prüfen!) erhebliche Vorteile, wenn ihn englische Vorschriften beim Unterhalt und beim Güterrecht besser stellen als deutsches Recht. Michael M., Deutscher, ist mit Cindy, Engländerin, verheiratet. Beide lebten bisher in London. Ihre Ehe ist von kurzer Dauer (6 Monate bis zur Trennung, 1 1/2 Jahre bis zur Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages). Ende 2008 zieht Michael nach F./Deutschland um. Im Sommer 2009 stellt er beim FamG in F. Scheidungsantrag. Internat. Zuständigkeiten bestimmen sich nach Art. 3 I a), insbesondere 5. Spiegelstrich VO Nr. 2201/2003, und liegen in Deutschland. Aus unserer Sicht wird für die Rechtsanwendung zunächst engl. Recht entscheidend, Art. 4 I 1 EGBGB, da die Beteiligten unterschiedlicher Staatsangehörigkeit sind und sich zuletzt gemeinsam gewöhnlich in England aufgehalten haben, Art. 17 I, 14 I Nr. 2 EGBGB. Engl. Gerichte wenden, wenn sie zuständig sind, englisches Recht für die Ehescheidung und die Folgen an. Sind fremde Gerichte zuständig, haben diese praktisch spiegelbildlich ihr Recht heranzuziehen, versteckte Rückverweisung, abgeleitet aus Verfahrensregeln, dazu Finger, FuR 2010, 68, 71. Für die Scheidung und die weiteren Ansprüche von Cindy (oder von Michael) gilt daher für das Verfahren in Deutschland dt. Recht; beim Unterhalt ist § 1579 I BGB (Ehe von kurzer Dauer) maßgeblich, und Ansprüche aus Zugewinn und Versorgungsausgleich sind nach der tatsächlichen Dauer der Ehe abzurechnen, während das in England anders sein kann, weil dort der Richter nach Billigkeitserwägungen einen umfassenden Ausgleich vorzunehmen hat, zur Verteilung von Vermögenswerten nach englischen Vorschriften, Matrimonial Causes Act 1973, Horstmann, Die Vermögensauseinandersetzung nach der Ehescheidung im englischen Recht, Diss. Regensburg 2000. 
